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na in den USA immer mehr als „Systemgegner“ gesehen 
wird. Konservative China-Falken in den USA sprechen 
bereits von einem „technologischen Kalten Krieg“ (Cr-
abtree et al., 2019). Im Januar 2020 hat der Handelskrieg 
des US-Präsidenten Trump gegen China zunächst durch 

Die internationale Handelsordnung steht vor gewaltigen 
Herausforderungen. Der wirtschaftliche Aufstieg Chinas 
und die Abwanderung des Verarbeitenden Gewerbes 
aus Industrienationen haben mit dazu geführt, dass Chi-
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der französischen Unabhängigkeit in der Landwirtschaft, 
dem Gesundheitswesen, der Industrie und der Techno-
logie“ (Macron, 2020). Vertreter der Industrie gehen noch 
weiter und fordern „sanitäre Unabhängigkeit“, womit ge-
meint ist, dass vollständige Wertschöpfungsketten wie-
der nach Europa verlegt werden sollen (Hudson, 2020). 
Peter Navarro, der Wirtschaftsberater des US-Präsiden-
ten, fordert die Schaffung ganzer Wertschöpfungsketten 
in den USA (Politi, 2020). Es wurden in vielen Ländern, 
inklusive der EU und den USA, Exportkontrollen von me-
dizinischen Gütern eingeführt, die insbesondere kleinere 
und ärmere Länder vor eine schwierige Situation stellen.

Dies erschwert die Diskussion um die Zukunft des Welt-
handelssystems und die Suche nach Lösungen gegen 
den Verfall der internationalen Wirtschaftsordnung. Da-
bei war der Welthandel schon vor der Corona-Pandemie 
im Rückzug. Seit der Finanz- und Wirtschaftskrise 2007 
ist der Anteil des Handels am globalen BIP zurückge-
gangen. Dies hatte verschiedene Gründe, technolo-
gische und politische, hatte jedoch vor allem aber mit 
den Auswirkungen der Finanzkrise zu tun (Darvas, 2020; 
Hoekman, 2015).

Deutschland und die EU im Handelskonfl ikt

Die EU befi ndet sich inmitten des chinesisch-US-ameri-
kanischen Konfl iktes, und ist direkt und indirekt von die-
sem betroffen (Jean et al., 2018). So wurden erste euro-
päische Güter direkt von den USA mit Zöllen belegt und 
weitere Zölle, insbesondere für den gerade für Deutsch-
land wichtigen Automobilsektor, angedroht. Zölle wer-
den von der US-amerikanischen Regierung inzwischen 
auch als Drohmittel außerhalb von Handelsstreitigkeiten 
benutzt (EUObserver, 2020). Indirekt betrifft der Han-
delskrieg Europa aber auch dadurch, dass die Zölle und 
Sanktionen, mit denen chinesische Produzenten belegt 
werden, auch Auswirkung auf ihre europäischen Ge-
schäftspartner haben.1

Am größten ist jedoch das Risiko, dass die USA das in-
ternationale Handelssystem in Richtung eines Systems 
von staatlich gelenktem Handel (managed trade) führen. 
Dies würde bedeuten, dass anstatt von Angebot und 
Nachfrage Staatsregierungen die gehandelten Mengen 
bestimmen würden. Anstelle von Markteffi zienz würden 
politische Abwägungen den internationalen Handel lei-
ten. Große Ökonomien wie die USA könnten mit geo-
politischen Mitteln andere Länder unter Druck setzten, 
Güter politisch wichtiger Produzenten zu kaufen. Der 
chinesisch-US-amerikanische Handelsvertrag gibt ei-
nen Vorgeschmack hierfür. Darin wurde festgelegt, dass 

1 Für eine Übersicht von EU-China Handel: Dadush et al., 2019.

das „Phase-1-Abkommen“ ein Art Waffenstillstand er-
reicht. Doch dieses Abkommen löst keine der Grund-
ursachen des Konfl ikts. Selbst vor der SARS-CoV-
2-Pandemie war es hoch fragwürdig, ob die Zusagen, 
die China in diesem Abkommen gemacht hat, erreich-
bar waren (Bown, 2020). Diese sind jetzt endgültig nicht 
mehr einzuhalten, und die wichtigsten Beschwerden der 
USA gegenüber China sind in dem Abkommen noch gar 
nicht adressiert worden. Ein Kollateralschaden dieses 
Handelskriegs erleidet die internationale Wirtschafts-
ordnung, da die USA internationale Regeln zur Verhinde-
rung von Zöllen ignoriert und die Schiedsgerichtsbarkeit 
der Welthandelsorganisation (WTO) lahmgelegt haben.

Nun verstärkt die SARS-CoV-2-Pandemie die negativen 
Trends im weltweiten Handel weiter. Die Prognosen des 
Internationalen Währungsfonds (IWF) sagen inzwischen 
für 2020 eine globale Rezession mit einem weltweiten 
Wirtschaftswachstum von -3 % voraus, und für das Brut-
toinlandsprodukt (BIP) der Eurozone erwartet der IWF ei-
nen Rückgang von 7,5 %. Die WTO prognostiziert, dass 
der Welthandel 2020 im optimistischen Fall um 12,9 % 
einbrechen wird. All diese Prognosen sind mit enormen 
Unsicherheiten behaftet. Je nachdem, wann die Pande-
mie eingedämmt werden kann, könnte der Rückgang der 
Wirtschaftstätigkeit und des Welthandels auch weitaus 
dramatischer ausfallen. In ihrem pessimistischen Szena-
rio sieht die WTO einen Rückgang des Welthandels um 
31,9 % voraus, vergleichbar wäre dies nur mit der Gro-
ßen Depression der 1930er Jahre.

Gleichzeitig haben die Auswirkungen der Pandemie die 
Fronten zwischen China und den USA weiter verschärft. 
China übt sich in einer „Maskendiplomatie“, indem 
es publikumswirksam Schutzkleidung exportiert, und 
schürt Gerüchte, dass das Virus US-amerikanischen 
Ursprungs sei. Währenddessen deklariert US-Präsident 
Trump die Krankheit als „chinesisch“ und setzt Zahlun-
gen an die Weltgesundheitsorganisation (WHO) aus, da 
die Organisation zu viel chinesischem Einfl uss ausge-
setzt sei (Hass und Dong, 2020; Trump, 2020). Es tobt 
nicht nur ein Kampf um die Deutungshoheit über die Kri-
se; sie hat auch außerhalb der USA protektionistische 
Refl exe geweckt. Schon als COVID-19 noch als ein vor 
allem chinesisches Problem wahrgenommen wurde, 
wurde der Ausfall chinesischer Zulieferer bereits ge-
nutzt, um für eine Repatriierung von Wertschöpfungs-
ketten aus China zu werben (García-Herrero, 2020). Nun, 
da auch in Europa und den USA die ökonomische Ak-
tivität weitgehend zum Erliegen gekommen ist, werden 
tatsächliche Mängel an medizinischem Material sowie 
befürchtete Knappheit von Lebensmitteln genutzt, um 
gegen die Globalisierung zu argumentieren. So verlang-
te Franksreichs Präsident Macron die „Wiedererlangung 
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bis auf seine Gründung zurück.3 Die ersten Blockierun-
gen der Benennung von Richtern durch die USA, die im 
Dezember 2019 letztendlich zur Lahmlegung des Appel-
late Body führten, erfolgten unter Präsident Obama.

Die EU ist als großer „dritter Block“ zu bezeichnen, da 
sie es als einzige Ökonomie von der Größe her mit Chi-
na und den USA aufnehmen kann. Jedoch fehlen der EU 
viele der wirtschafts- und außenpolitischen Kompeten-
zen, um außerhalb von Handelsfragen mit dem gleichen 
Nachdruck wie China und die USA zu agieren. Gerade 
deshalb ist die Institutionalisierung des internationalen 
Handels auch jenseits von seinen grundsätzlichen Vor-
zügen so wichtig für die EU. Sie erlaubt es, Handelsfra-
gen in einem relativ engen Rahmen innerhalb von EU-
Kompetenzen zu erörtern. Wenn jedoch Handelspolitik 
mit außen- und sicherheitspolitischen Erwägungen ver-
bunden wird, fehlen der EU die formellen Kompetenzen, 
um ihre Interessen wirksam durchzusetzen.

Viele kleinere Länder, die nicht das wirtschaftliche Ge-
wicht der EU haben, sind noch viel abhängiger als diese 
von einer regelbasierten internationalen Wirtschaftsord-
nung, in der nicht das Recht des Stärkeren vorherrscht. 
Daher versucht die EU in einigen Bereichen eine „Koali-
tion der Willigen“ zu bilden und z. B. durch multilaterale 
Abkommen den von den USA lahmgelegten Appellate 
Body zu ersetzen.4 Leider sind viele dieser Länder aber 
auch direkt wirtschaftlich oder militärisch von den USA 
abhängig. Insbesondere Chinas aggressive Politik im 
Südchinesischen Meer hat dazu geführt, dass Länder 
wie Japan, Südkorea oder Taiwan sich stärker vom mi-
litärischen Schutz der USA abhängig sehen (Council on 
Foreign Relations, 2020). Daher wird die Bereitschaft die-
ser Länder, eine Koalition mit der EU gegen die Interessen 
der USA einzugehen, nur sehr begrenzt sein. Außerhalb 
von einigen, weniger politisierten, Bereichen, wie z. B. E-
Commerce, gibt es wenig Hoffnung, dass es zu grundle-
genden Reformen der Struktur des Welthandels kommen 
wird.

Um ihre handelspolitischen Interessen zu erreichen, wird 
die EU weiterhin stark auf bilaterale Handelsabkommen 
setzen müssen. In den letzten Jahren hat die EU bereits 
eine beeindruckende Zahl solcher Abkommen abge-
schlossen. Aber gerade gegen die größeren Abkommen 
wird in Europa häufi g opponiert. Themen, die im Grun-
de nicht direkt mit dem Abbau von Handelsbarrieren 
zu tun haben, sind immer stärker in den Fokus gerückt: 

3 Für eine Diskussion des Konfl iktes um den Appellate Body: Hufbauer 
et al., 2018.

4 Für die Vorschläge der EU vgl. Multi-Party Interim Appeal Arbitration 
Arrangement Pursuant to Article 25 of the DSU (JOB/DSB/1/Add.12).

China 19,5 Billionen US-$ zusätzlich an landwirtschaft-
lichen Gütern aus den USA einführen muss (Landwirte 
stellen eine für die Republikaner wichtige Wählerschaft 
dar). Dies ist zum Nachteil nicht nur Chinas und der 
meisten US-Bürger, die im Gegenzug höhere Preise für 
chinesische Güter zahlen müssen, sondern auch ande-
rer Exporteure dieser Güter, insbesondere Brasiliens 
(Bown, 2020). Weiterhin verhindert es, dass die Vorteile 
von Freihandel durch komparative Vorteile und Speziali-
sierung realisiert werden.

Insbesondere Deutschland, als eines der vom Welthan-
del am stärksten abhängigen Länder der EU, hat ein In-
teresse daran, dass institutionelle Lösungen für diesen 
Konfl ikt gefunden werden. Die Geschichte internationa-
ler Institutionen im Allgemeinen und der WTO im Beson-
deren zeigt aber, dass diese sich nur extrem langsam 
fortentwickeln, und dass ohne die Zustimmung der USA 
nur sehr wenig zu erreichen ist. Viele der Vorstellungen 
der EU für eine Reform des Handelssystems scheinen 
auf absehbare Zeit nicht realisierbar. Stattdessen muss 
eine Agenda entwickelt werden, wie Europa seine Inte-
ressen in einem stärker durch Großmachtkonfl ikte ge-
prägten Handelsumfeld vertreten kann.

Handelsinstitutionen und die Zukunft der WTO

Die US-Administration scheint beschlossen zu haben, 
dass die Regeln der WTO ihrem Vorgehen Chinas ge-
genüber hinderlich sind, und dass sie ihren Konfl ikt mit 
China weitgehend außerhalb des institutionellen Rah-
mens der WTO austragen.2 Die EU hingegen ist aufgrund 
ihrer Beschaffenheit weniger agil in ihrer Außenpolitik 
und hat Multilateralismus und regelbasiertes Handeln in 
ihrer DNA. Daher ist die Priorität der EU, die WTO zu re-
formieren und den Konfl ikt zwischen den USA und China 
zu entschärfen.

Leider scheint dies ein struktureller Konfl ikt zu sein, denn 
auch unter den US-amerikanischen Demokraten wird 
China als neuer Gegenspieler wahrgenommen. Selbst 
wenn der Handelskrieg beendet werden sollte, wird ei-
ne Wiederherstellung des Status quo ante bellum kaum 
möglich sein. Langjährige fundamentale Vorbehalte der 
USA gegen zwischenstaatliche Organisationen haben 
sich mit dem Vorwurf gepaart, dass internationale Insti-
tutionen von China zu seinem Vorteil ausgenutzt werden. 
So gehen z. B. die US-amerikanischen Vorbehalte gegen 
den Appellate Body, der letzten Instanz des Schiedsge-
richtshofs für zwischenstaatliche Konfl ikte in der WTO, 

2 Für einer Übersicht der offi ziellen amerikanischen Beschwerden: Uni-
ted States Trade Representative, 2020.
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schen Handelspolitik bestehen. Um Europas wirtschafts-
politische Interessen wirksam zu vertreten, ist es wichtig 
Außen- und Sicherheitspolitik stärker zu koordinieren und 
zu europäisieren. All dies bedeutet nicht, dem Multilate-
ralismus den Rücken zu kehren. Dieser stellt einen hohen 
Wert an sich dar und sollte auch weiterhin die Grundla-
ge europäischer Außen- und Handelspolitik sein. Jedoch 
müssen wir anerkennen, dass auf absehbare Zeit eine Re-
form des Welthandelssystems eher unwahrscheinlich ist. 
Dieses droht sogar weiter zu erodieren. Deshalb muss die 
EU strukturelle Schwächen abbauen, die die europäische 
Verhandlungsposition gegenüber China aber auch den 
USA angreifbar machen (Leonard et al., 2019; Dadush 
und Wolff, 2019). Dies betrifft insbesondere die Stärkung 
des Euro als internationale Währung durch die Vollendung 
der Kapitalmarktunion, eine stärkere Förderung digitaler 
Unternehmen durch mehr Forschung und Entwicklung 
und der Schaffung eines echten digitalen Einheitsmark-
tes, aber auch die Entwicklung einer europäischen Si-
cherheitsarchitektur, die von den USA unabhängiger ist. 
Auch die strategische Kontrolle von Auslandsinvestitio-
nen in Schlüsselindustrien und ein konsequentes Vorge-
hen gegen staatliche Markteingriffe aus China sollten Teil 
der Antwort sein.

Was jedoch vermieden werden sollte, ist zu versuchen, 
durch Protektion von Industrien oder durch Aufweichung 
des Wettbewerbsrechts „Europäische Champions“ zu 
erschaffen. Dies stärkt die europäische Position im in-
ternationalen Handel nicht und würde die multilateralen 
Institutionen zusätzlich unterwandern. Die unabhängige 
Wettbewerbskontrolle ist eine Stärke Europas, da sie 
Monopole unterbindet und effi ziente Unternehmen her-
vorbringt, die auch auf den Weltmärkten Bestand haben 
(Philippon, 2019). Das Gleiche gilt für die offenen Märk-
te in Europa, da sie eine Einbindung anderer Länder in 
die Wirtschaft ermöglichen und Effi zienzgewinne durch 
Spezialisierung und Wettbewerb schaffen. Daher sollte 
Europa protektionistischen Refl exen widerstehen und 
auch in diesen schwierigen Zeiten für einen regelbasier-
ten offenen Welthandel eintreten.

Umwelt- und Arbeitnehmerschutz (sogenannte „Level 
Playing Field“-Klauseln) sowie die institutionelle Struktur 
von Investitionsschiedsverfahren (ISDS). Die Einbindung 
dieser Themen in Handelsabkommen erlaubt es der EU, 
ihre politische Agenda in diesen Themen international 
voranzutreiben und um Rückhalt für diese Abkommen 
unter den EU-Bürgern zu werben. Dies trägt aber auch 
das Risiko in sich, dass Handelsabkommen überfrachtet 
werden. Insbesondere die „Level Playing Field“-Klauseln 
werden von den Vertragspartnern der EU teilweise als 
Bevormundung und Protektionismus wahrgenommen.

Viele Vorschläge auf der Agenda der EU, die das insti-
tutionelle Gefüge der WTO verbessern könnten, werden 
mittelfristig nicht umsetzbar sein. Der Weg zu einer weit-
gehenden Reform des Appellate Body scheint bis auf 
Weiteres versperrt. Auch die Erfolgschancen für die Bil-
dung eines internationalen Investitionsgerichtshofs für 
ISDS sehen eher schlecht aus. Viele dieser Vorschläge 
gehen in die Richtung einer weiteren „Institutionalisie-
rung“ des Welthandels, was auf erheblichen Widerstand 
in den USA stößt. Diese sehen sich von solchen Institu-
tionen in ihrem Handeln beschränkt, haben aber auch 
ernstzunehmende Einwände hinsichtlich deren Legiti-
mation. Während die Mitgliedstaaten der EU es gewohnt 
sind, nationale Souveränität mit multilateralen Institutio-
nen zu teilen, sehen die USA dies als undemokratische 
Einschränkung der Kompetenzen des US-Kongresses, 
der US-Gerichte und der US-Exekutive.

Diskussion zur Zukunft des Welthandels

Der Welthandel steht durch den USA-China-Konfl ikt an 
einer Wegscheide, und durch die SARS-CoV-2-Pande-
mie ist die Unsicherheit noch weiter gestiegen. Ob sich 
der Handelskrieg noch weiter verschärft, wird nicht nur 
davon abhängen, wer die US-Präsidentschaftswahl 
2020 gewinnt, sondern auch davon, wie schnell sich die 
verschiedenen Regionen von der Pandemie erholen. 
Sollten sich pessimistische Szenarien für den Westen 
bewahrheiten, könnte dies zu weiteren sozio-ökono-
mischen Verwerfungen führen, die die EU und die USA 
schwächen und zu einer stärkeren Rückkehr zum Pro-
tektionismus führen. Auf der anderen Seite kann es sein, 
dass es in China zu einer schweren Rezession kommt, 
die das politische System dort infrage stellt. Es wäre zu 
hoffen, dass die Staaten die Krise als das erkennen, was 
sie im Grunde ist: ein externer Schock enormen Ausma-
ßes, der global und koordiniert bekämpft werden sollte. 
Bisher machen jedoch die Exportbeschränkungen von 
Medizinprodukten eher den gegenteiligen Eindruck.

Auch wenn die Politik gerade „auf Sicht“ agieren muss, so 
bleiben die langfristigen Herausforderungen der europäi-
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